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KURZE BEGRÜNDUNG 

In Europa und der ganzen Welt sind immer mehr Katastrophen zu bewältigen, die viele 

Menschen das Leben kosten und hohe wirtschaftliche Kosten nach sich ziehen. Häufigkeit 

und Intensität wetterbedingter Katastrophen, insbesondere von Überschwemmungen und 

Waldbränden, nehmen infolge des Klimawandels ebenfalls zu. Durch das 

Katastrophenschutzverfahren der Europäischen Union („European Union Civil Protection 

Mechanism“ – EUCPM)1 soll die Koordinierung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

unterstützt, ergänzt und erleichtert werden, wobei das Ziel darin besteht, die Prävention, 

Einsatzbereitschaft und Reaktionsfähigkeit bei Katastrophen zu verbessern. Das EUCPM 

kann als Reaktion auf Katastrophen sowohl in der Union als auch in Drittländern aktiviert 

werden (wobei Letztgenanntes über die Hälfte aller Fälle ausmacht, in denen das Verfahren 

angewandt wird). Als Reaktion auf Katastrophen in Drittländern erfolgt die Aktivierung des 

EUCPM häufig gleichzeitig mit der Bereitstellung humanitärer Hilfe durch die EU. 

Der Vorschlag der Kommission2 zur Änderung dieses Beschlusses, der derzeit vom 

Europäischen Parlament und vom Rat geprüft wird, zielt darauf ab, 1) die Kapazitäten der EU 

und der Mitgliedstaaten zur Bewältigung von Katastrophen zu stärken, indem eine spezielle 

Reserve von Einsatzmitteln auf Unionsebene (mit der Bezeichnung „rescEU“) geschaffen 

wird, die auf Beschluss der Kommission einzusetzen ist, und indem ferner ein wirksamerer 

Beitrag der Mitgliedstaaten an den Europäischen Katastrophenschutz-Pool angestrebt wird, 2) 

den Schwerpunkt verstärkt auf Präventionsmaßnahmen und die Kohärenz mit anderen EU-

Strategien zu legen und 3) bei den Maßnahmen im Rahmen des Verfahrens ein vereinfachtes 

und wirksames Verwaltungsverfahren zu begünstigen. 

In dieser Stellungnahme des DEVE-Ausschusses für den ENVI-Ausschuss spricht sich die 

Verfasserin für die Stärkung der Kapazitäten der EU und der Mitgliedstaaten für die 

Katastrophenbewältigung aus und betont zugleich, dass das Subsidiaritätsprinzip 

uneingeschränkt eingehalten werden muss. In diesem Sinn regt die Verfasserin der 

Stellungnahme einige Änderungen an dem Vorschlag der Kommission und dem geltenden 

Beschluss an, denen unter anderem die Feststellungen von Bewertungen3 jüngeren Datums 

zugrunde liegen.  

Die wichtigsten Änderungen zielen darauf ab, 

 den Aspekt der internationalen Zusammenarbeit im Rahmen des EUCPM auch durch 

die Ausweitung der Schulungskapazitäten und des Wissensaustauschs zu stärken, 

wodurch zudem den internationalen Verpflichtungen zur Katastrophenvorsorge 

(insbesondere dem Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015–2030) Nachdruck 

verliehen werden sollte, 

                                                 
1 Beschluss Nr. 1313/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über ein 

Katastrophenschutzverfahren der Union. 
2 Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung des Beschlusses 

Nr. 1313/2013/EU über ein Katastrophenschutzverfahren der Union 2017/0309 (COD). 
3 Zwischenbewertung des Katastrophenschutzverfahrens der Union für den Zeitraum 2014–2016 

(Abschlussbericht), August 2017. 

 Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über die Zwischenbewertung des 

Katastrophenschutzverfahrens der Union für den Zeitraum 2014–2016 {SWD(2017) 287 final}. 

 Sonderbericht des Europäischen Rechnungshofs 33/2017, „Unionsverfahren für den Katastrophenschutz: 

Maßnahmen zur Bewältigung von Katastrophen außerhalb der EU waren weitgehend wirksam“. 
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 hervorzuheben, dass der Anwendungsbereich der EUCPM-Maßnahmen bei vom 

Menschen verursachten oder komplexen Notsituationen im Einklang mit dem 

Europäischen Konsens über die humanitäre Hilfe eindeutig festgelegt werden muss, 

wobei zu betonen ist, dass diese Tätigkeiten – und ihre Finanzierungsinstrumente – 

auch künftig vollständig getrennt sein sollten, auch wenn Synergieeffekte und 

Komplementarität mit Instrumenten angestrebt werden, 

 sicherzustellen, dass durch die Kapazitäten auf EU-Ebene (rescEU) die Ausarbeitung 

von Katastrophenschutzkapazitäten auf nationaler Ebene ergänzt und nicht ersetzt 

wird, indem die Kofinanzierung von Transportkosten für Einsatzmittel, die nicht Teil 

des Europäischen Katastrophenschutz-Pools sind, beibehalten wird. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 

öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge zu 

berücksichtigen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Zur Stärkung der Effizienz und 

Wirksamkeit von Schulungsmaßnahmen 

und Übungen sowie für den weiteren 

Ausbau der Zusammenarbeit zwischen 

nationalen Katastrophenschutzbehörden 

und -diensten muss auf der Grundlage der 

bestehenden Strukturen ein EU-

Wissensnetz für Katastrophenschutz 

eingerichtet werden. 

(9) Zur Stärkung der Effizienz und 

Wirksamkeit von Schulungsmaßnahmen 

und Übungen sowie für den weiteren 

Ausbau der Zusammenarbeit zwischen 

nationalen Katastrophenschutzbehörden 

und -diensten muss auf der Grundlage der 

bestehenden Strukturen ein EU-

Wissensnetz für Katastrophenschutz 

eingerichtet werden. Durch dieses Netz 

sollten die Beziehungen zu 

internationalen Einrichtungen und 

Drittländern gefördert und gestärkt 

werden, um die Zusammenarbeit bei der 

Katastrophenvorsorge zu intensivieren, 

und ein Beitrag zu den im Sendai-

Rahmen für Katastrophenvorsorge 2015–

2030 eingegangenen Verpflichtungen 

geleistet werden. 
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Änderungsantrag 2 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 12 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Für einen optimalen Einsatz der 

bestehenden Finanzierungsinstrumente und 

zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei 

der Bereitstellung der Hilfe, insbesondere 

bei der Bewältigung von Katastrophen 

außerhalb der Union, sollte eine Ausnahme 

von Artikel 129 Absatz 1 der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates14 

vorgesehen werden, wenn die Finanzierung 

gemäß den Artikeln 21, 22 und 23 des 

Beschlusses Nr. 1313/2013/EU gewährt 

wird. 

(12) Für einen optimalen Einsatz der 

bestehenden Finanzierungsinstrumente und 

zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei 

der Bereitstellung der Hilfe, insbesondere 

bei der Bewältigung von Katastrophen 

außerhalb der Union, sollte eine Ausnahme 

von Artikel 129 Absatz 1 der Verordnung 

(EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates14 

vorgesehen werden, wenn die Finanzierung 

gemäß den Artikeln 21, 22 und 23 des 

Beschlusses Nr. 1313/2013/EU gewährt 

wird. Ungeachtet dieser Ausnahme sollte 

insbesondere die Finanzierung von 

Katastrophenschutzmaßnahmen und 

humanitärer Hilfe in jeder künftigen 

Finanzierungsstruktur der Union 

weiterhin klar getrennt sein und in vollem 

Einklang mit den unterschiedlichen 

Zielen und rechtlichen Anforderungen 

dieser Struktur stehen.  

__________________ __________________ 

14 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 25. Oktober 2012 über die 

Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Union und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 

Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 

26.10.2012, S. 1). 

14 Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. Oktober 2012 über 

die Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Union und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) 

Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 

26.10.2012, S. 1). 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 13 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Es muss dafür gesorgt werden, dass 

die Mitgliedstaaten alle erforderlichen 

Maßnahmen ergreifen, um 

Naturkatastrophen und vom Menschen 

verursachte Katastrophen wirksam zu 

verhindern und ihre Auswirkungen zu 

mildern. Entsprechende Bestimmungen 

sollten die stärkere Verknüpfung von 

Präventions-, Vorsorge- und 

Bewältigungsmaßnahmen im Rahmen des 

Unionsverfahrens fördern. Ferner sollte die 

Kohärenz mit anderen einschlägigen 

Rechtsvorschriften der Union auf dem 

Gebiet der Katastrophenprävention und des 

Katastrophenrisikomanagements 

gewährleistet werden, auch im Hinblick 

auf die grenzüberschreitende 

Gefahrenprävention und -bewältigung wie 

etwa bei schwerwiegenden 

grenzübergreifenden 

Gesundheitsgefahren15. Ebenso sollte die 

Kohärenz mit internationalen 

Verpflichtungen wie dem Sendai-Rahmen 

für Katastrophenvorsorge 2015-2030, dem 

Übereinkommen von Paris und der Agenda 

2030 für nachhaltige Entwicklung 

sichergestellt werden.  

(13) Es muss dafür gesorgt werden, dass 

die Mitgliedstaaten alle erforderlichen 

Maßnahmen ergreifen, um 

Naturkatastrophen und vom Menschen 

verursachte Katastrophen wirksam zu 

verhindern und ihre Auswirkungen zu 

mildern. Entsprechende Bestimmungen 

sollten die stärkere Verknüpfung von 

Präventions-, Vorsorge- und 

Bewältigungsmaßnahmen im Rahmen des 

Unionsverfahrens fördern. Ferner sollte die 

Kohärenz mit anderen einschlägigen 

Rechtsvorschriften der Union auf dem 

Gebiet der Katastrophenprävention und des 

Katastrophenrisikomanagements 

gewährleistet werden, auch im Hinblick 

auf die grenzüberschreitende 

Gefahrenprävention und -bewältigung wie 

etwa bei schwerwiegenden 

grenzübergreifenden 

Gesundheitsgefahren15. Darüber hinaus 

sollten sämtliche Maßnahmen mit 

internationalen Verpflichtungen wie dem 

Sendai-Rahmen für Katastrophenvorsorge 

2015–2030, dem Übereinkommen von 

Paris und der Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung kohärent sein und aktiv dazu 

beitragen, diese zu erfüllen.  

__________________ __________________ 

15 Beschluss Nr. 1082/2013/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. Oktober 2013 zu 

schwerwiegenden grenzüberschreitenden 

Gesundheitsgefahren und zur Aufhebung 

der Entscheidung Nr. 2119/98/EG (ABl. L 

293 vom 5.11.2013, S. 1). 

15 Beschluss Nr. 1082/2013/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 22. Oktober 2013 zu 

schwerwiegenden grenzüberschreitenden 

Gesundheitsgefahren und zur Aufhebung 

der Entscheidung Nr. 2119/98/EG (ABl. L 

293 vom 5.11.2013, S. 1). 
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Änderungsantrag 4 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3 a (neu) 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 5 – Absatz 2 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 3a. Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende 

Fassung: 

(2) Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats, 

eines Drittlands oder der Vereinten 

Nationen oder ihrer Einrichtungen kann 

die Kommission ein Expertenteam 

entsenden, um vor Ort Beratung über 

Präventionsmaßnahmen zu leisten. 

„(2) Die Kommission kann auch auf 

Ersuchen eines Mitgliedstaats, eines 

Drittlands oder der Vereinten Nationen 

oder ihrer Einrichtungen oder aus eigener 

Initiative – nachdem sie sich mit den 

einschlägigen Interessenträgern ins 

Benehmen gesetzt hat – ein Expertenteam 

entsenden, um vor Ort Beratung über 

Präventionsmaßnahmen zu leisten.“ 

Begründung 

Durch diese Änderung des geltenden Beschlusses soll die Kommission befähigt werden, 

aktiver darauf hinzuwirken, dass Expertenteams zur Prävention – und zwar auch in 

Drittländer – entsendet werden, da sie hierdurch allgemein bekannter und zugänglicher 

gemacht werden können. Diese Missionen können, wie in der Zwischenbewertung 

hervorgehoben wurde, im Verbund mit anderen Instrumenten zur Intensivierung der 

internationalen Zusammenarbeit im Bereich des Katastrophenschutzes und zu mehr Kohärenz 

mit dem Sendai-Rahmen beitragen. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 12 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 aa) Waldbrandbekämpfung am 

Boden; 
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 12 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Auf der Grundlage von ermittelten 

Risiken und unter Berücksichtigung eines 

Mehrgefahren-Ansatzes wird die 

Kommission ermächtigt, delegierte 

Rechtsakte gemäß Artikel 30 zu erlassen, 

um festzulegen, welche Arten von 

Bewältigungskapazitäten zusätzlich zu den 

in Absatz 2 genannten benötigt werden, 

und die Zusammensetzung der Kapazitäten 

von rescEU entsprechend anzupassen. 

Dabei wird die Kohärenz mit anderen 

Politikbereichen der Union gewährleistet. 

(4) Auf der Grundlage von ermittelten 

Risiken und unter Berücksichtigung eines 

Mehrgefahren-Ansatzes und der 

Erfahrungen der Mitgliedstaaten im 

Bereich des Katastrophenschutzes sowie 

nach Konsultation mit den einschlägigen 

krisenanfälligen Gebieten wird der 

Kommission die Befugnis übertragen, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 30 zu 

erlassen, um festzulegen, welche Arten von 

Bewältigungskapazitäten zusätzlich zu den 

in Absatz 2 genannten benötigt werden, 

und die Zusammensetzung der Kapazitäten 

von rescEU entsprechend anzupassen. 

Dabei wird die Kohärenz mit anderen 

Politikbereichen der Union gewährleistet. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 7 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 12 – Absatz 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Die Kapazitäten von rescEU 

werden auf ein über das ERCC gestelltes 

Hilfeersuchen hin für 

Bewältigungsmaßnahmen im Rahmen des 

Unionsverfahrens zur Verfügung gestellt. 

Die Kommission entscheidet über die 

Entsendung der rescEU-Kapazitäten, die 

ihrer Führung und Kontrolle unterstehen. 

(7) Die Kapazitäten von rescEU 

werden auf ein über das ERCC gestelltes 

Hilfeersuchen hin für 

Bewältigungsmaßnahmen im Rahmen des 

Unionsverfahrens zur Verfügung gestellt. 

Die Kommission entscheidet über die 

Entsendung der rescEU-Kapazitäten, und 

die Befugnis für ihre Entsendung liegt 

auch künftig bei der Kommission. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 a (neu) 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 13 – Absatz 3 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 9a. Artikel 13 Absatz 3 erhält folgende 

Fassung: 

(3) Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats, 

eines Drittlands oder der Vereinten 

Nationen oder ihrer Einrichtungen kann 

die Kommission ein Expertenteam 

entsenden, um vor Ort Beratung über 

Vorsorgemaßnahmen zu leisten. 

„(3) Die Kommission kann auch auf 

Ersuchen eines Mitgliedstaats, eines 

Drittlands oder der Vereinten Nationen 

oder ihrer Einrichtungen oder aus eigener 

Initiative – nachdem sie sich mit den 

einschlägigen Interessenträgern ins 

Benehmen gesetzt hat – ein Expertenteam 

entsenden, um vor Ort Beratung über 

Vorsorgemaßnahmen zu leisten.“ 

Begründung 

Durch diese Änderung des geltenden Beschlusses soll die Kommission befähigt werden, 

aktiver darauf hinzuwirken, dass Expertenteams zur Vorsorge – und zwar auch in 

Drittländer – entsendet werden, da sie hierdurch allgemein bekannter und zugänglicher 

gemacht werden können. Diese Missionen können, wie in der Zwischenbewertung 

hervorgehoben wurde, im Verbund mit anderen Instrumenten zur Intensivierung der 

internationalen Zusammenarbeit im Bereich des Katastrophenschutzes und zu mehr Kohärenz 

mit dem Sendai-Rahmen beitragen. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9 b (neu) 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 13 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 9b. In Artikel 13 wird der folgende 

Absatz eingefügt: 

 „(3a) Die Kommission sorgt für mehr 

Ausbildungskapazitäten und intensiviert 

den Austausch von Wissen und 

Erfahrungen zwischen dem EU-

Wissensnetz für Katastrophenschutz, 
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internationalen Organisationen und 

Drittländern, um so zur Einhaltung der 

internationalen Verpflichtungen zur 

Katastrophenvorsorge und insbesondere 

der Verpflichtungen in Bezug auf den 

Sendai-Rahmen beizutragen.“ 

Begründung 

Dieser zusätzliche Absatz zielt darauf ab, dass der Austausch von Wissen und Erfahrungen, 

einschließlich des Potenzials für die Ausweitung der Ausbildungskapazitäten auf Drittländer 

(wie in der Zwischenbewertung erwähnt), gefördert wird, damit künftige Hilfseinsätze und die 

Kohärenz mit dem Sendai-Rahmen verbessert werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 11 a (neu) 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 16 – Absatz 2 

 

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text 

 11a. Artikel 16 Absatz 2 erhält folgende 

Fassung: 

(2) Einsätze auf der Grundlage dieses 

Artikels können entweder als eigenständige 

Hilfseinsätze oder als Beitrag zu Einsätzen 

unter der Leitung internationaler 

Organisationen erfolgen. Die 

Koordinierung durch die Union wird 

umfassend in die Gesamtkoordinierung 

durch das Amt für die Koordinierung 

humanitärer Angelegenheiten der 

Vereinten Nationen (OCHA) integriert; 

dabei wird dessen leitende Funktion 

beachtet. 

„(2) Einsätze auf der Grundlage dieses 

Artikels können entweder als eigenständige 

Hilfseinsätze oder als Beitrag zu Einsätzen 

unter der Leitung internationaler 

Organisationen erfolgen. Die 

Koordinierung durch die Union wird 

umfassend in die Gesamtkoordinierung 

durch das Amt für die Koordinierung 

humanitärer Angelegenheiten der 

Vereinten Nationen (OCHA) integriert; 

dabei wird dessen leitende Funktion 

beachtet. Bei vom Menschen verursachten 

Katastrophen oder in komplexen 

Notsituationen legt die Kommission nach 

Rücksprache mit den Akteuren der 

humanitären Hilfe den 

Anwendungsbereich des Einsatzes und 

ihr Verhältnis zu den beteiligten Parteien 

bei den umfassenderen humanitären 

Maßnahmen eindeutig fest und sorgt 

dabei für die Einhaltung des 

Europäischen Konsenses über die 
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humanitäre Hilfe und die Achtung der 

humanitären Grundsätze.“ 

Begründung 

Die Zwischenbewertung des Katastrophenschutzverfahrens ergab, dass das Verfahren in 

einem sich wandelnden Hilfseinsatzumfeld aufgrund der unscharfen Definition von 

Katastrophenschutzeinsätzen bei humanitären Hilfseinsätzen seinen Zielen in geringerem 

Maße gerecht werden kann. Diese Änderung des geltenden Beschlusses soll zur Klärung des 

Anwendungsbereichs von Katastrophenschutzeinsätzen bei von Menschen verursachten 

Katastrophen und in komplexen Notsituationen, in denen auch humanitäre Hilfe geleistet 

wird, beitragen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15 – Buchstabe b 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 23 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Bei Einsatzmitteln, die nicht für 

den Europäischen Katastrophenschutz-

Pool bereitgehalten werden, darf die 

finanzielle Unterstützung der Union für 

Transportressourcen höchstens 55 % der 

gesamten förderfähigen Kosten betragen. 

Damit sie im Rahmen dieser 

Finanzierung förderfähig sind, erstellen 

die Mitgliedstaaten ein Verzeichnis aller 

ihnen für die Katastrophenbewältigung 

zur Verfügung stehenden Einsatzmittel, 

die zu den bereits für den europäischen 

Pool bereitgehaltenen Einsatzmitteln 

hinzukommen. 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 

Beschluss Nr. 1313/2013/EU 

Artikel 26 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Es sind Synergien und 

Komplementarität mit anderen 

Instrumenten der Union anzustreben, z. B. 

den Instrumenten zur Unterstützung der 

Kohäsion, der Entwicklung des ländlichen 

Raums, der Forschung, der Gesundheit 

sowie der Migrations- und 

Sicherheitspolitik. Im Falle der Reaktion 

auf humanitäre Krisen in Drittländern stellt 

die Kommission sicher, dass die auf der 

Grundlage dieses Beschlusses und die auf 

der Grundlage der Verordnung (EG) 

Nr. 1257/96 finanzierten Maßnahmen 

einander ergänzen und aufeinander 

abgestimmt sind. 

(2) Es sind Synergien und 

Komplementarität mit anderen 

Instrumenten der Union anzustreben, z. B. 

den Instrumenten zur Unterstützung der 

Kohäsion, der Entwicklung des ländlichen 

Raums, der Forschung, der Gesundheit 

sowie der Migrations- und 

Sicherheitspolitik. Im Falle der Reaktion 

auf humanitäre Krisen in Drittländern stellt 

die Kommission sicher, dass die auf der 

Grundlage dieses Beschlusses und die auf 

der Grundlage der Verordnung (EG) 

Nr. 1257/96 finanzierten Maßnahmen 

einander ergänzen und aufeinander 

abgestimmt sind, wobei dem Umstand 

Rechnung getragen wird, dass die 

Maßnahmen ebenso unterschiedlich und 

voneinander unabhängig sind wie ihre 

Finanzierung, und dafür gesorgt wird, 

dass der Europäische Konsens über die 

humanitäre Hilfe dabei eingehalten wird. 

Begründung 

Vor dem Hintergrund des von der Kommission vorgeschlagenen Artikels 26 Absatz 1, wonach 

Katastrophenschutzmaßnahmen aus verschiedenen Quellen finanziert werden können, soll mit 

der vorgeschlagenen Änderung dafür gesorgt werden, dass Einsätze im Rahmen der 

humanitären Hilfe und im Rahmen des Katastrophenschutzes und ihre jeweilige Finanzierung 

klar voneinander getrennt werden. 
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